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Aufgabenbereich regionaler Personenverkehr 

1. Ist-Zustand 

Beim regionalen Personenverkehr handelt es sich um den Verkehr innerhalb einer Re-
gion, einschliesslich der Groberschliessung von Ortschaften, sowie dem Personenver-
kehr zwischen benachbarten, auch ausländischen, Regionen. Der RPV umfasst den öf-
fentlichen Verkehr auf der Schiene, der Strasse (Busse) und in Einzelfällen mit Schiffen 
oder Seilbahnen. 

Der Bund beteiligt sich an der Bestellung und Finanzierung des RPV, sofern dieser eine 
Erschliessungsfunktion hat. Dies ist dann der Fall, wenn eine Linie der Groberschlies-
sung dient. Der Groberschliessung dient eine Linie, die Ortschaften untereinander oder 
mit dem übergeordneten Netz des öffentlichen Verkehrs verbindet oder innerhalb einer 
Ortschaft Siedlungsteile, in denen das ganze Jahr über mindestens 100 Personen woh-
nen erschliesst, die mehr als 1.5 km von der Haltestelle anderer Linien entfernt sind, die 
der Groberschliessung dienen. Nicht zum RPV zählen der Ortsverkehr (Feinerschlies-
sung), der Ausflugsverkehr und der Fernverkehr.  

1.1. Regelungskompetenz 

Die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen im Regionalverkehr wird in ers-
ter Linie durch die Zuständigkeit des Bundes im Bereich der Eisenbahnen, weiterer Ver-
kehrsträger (Art. 87 BV) sowie im Postwesen (Art. 92 BV) und dem daraus fliessenden 
Personenbeförderungsregal bestimmt. Mit der Revision des Eisenbahngesetzes (EBG) 
wurde 1996 die Finanzierung des RPV neu geregelt und das Bestellverfahren mit Betei-
ligung von Bund, Kantonen und Transportunternehmen eingeführt. Im Bundesgesetz 
über die Personenbeförderung (PBG) sowie den entsprechenden Ausführungsbestim-
mungen hat der Bund die Vorgaben für die Ausschreibung, Bestellung und Abgeltung 
der Transportleistungen im RPV festgelegt. Im Rahmen der Umsetzung des Bundesge-
setzes über die Personenbeförderung verfügen die Kantone über abgeleitete Kompeten-
zen. Zudem ist die kantonale Strassenhoheit (Art. 82 BV) namentlich für die Planung 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_87
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_92
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1958/335_341_347/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/680/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_82
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und den Ausbau des Agglomerationsverkehrs – sowie in der Raumplanung (Art. 75 BV) 
zu beachten. 

Der Verfassungsauftrag für ein ausreichendes Angebot an öffentlichem Verkehr gemäss 
Art. 81a BV richtet sich an Bund und Kantone.  

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Die Transportleistungen des RPV mit Erschliessungsfunktion werden von Bund und 
Kantonen gemeinsam bestellt. Sie bestellen jährlich rund 600 Linien (davon rund 300 
Buslinien) bei rund 110 Transportunternehmen. Bei der Bahn führen rund 60% der Li-
nien des RPV über die Kantonsgrenzen hinaus. Die Kantone sind federführend bei der 
Festlegung des Angebots, bei der Offertenprüfung und bei Verhandlungen mit den Un-
ternehmen. Die Angebotskonzepte der Kantone haben die Nachfrage sowie Grundsätze 
der Regionalpolitik, Raumplanung, des Umweltschutzes und der Behindertenpolitik des 
Bundes zu berücksichtigen und werden dem Bund zur Prüfung unterbreitet.  

Der Bund (BAV) ist seinerseits federführend bei der Messung der Qualität der bestellten 
Leistungen und unterstützt die Kantone bei der Offertenprüfung, insbesondere mit Kenn-
zahlenvergleichen. Er hat eher eine überwachende Rolle und gestaltet die Angebots-
konzepte nicht aktiv mit. Zudem ist er bei der Koordination der Bestellungen und den Of-
fertenverhandlungen bei den national tätigen Unternehmen SBB und PostAuto aktiv. 

Bund und Kantone schliessen mit den Unternehmen Angebotsvereinbarungen für je-
weils zwei Fahrplanjahre ab, welche das Angebot sowie die Abgeltung regeln. Darüber 
hinaus schliessen Bund und Kantone mit den Transportunternehmen Zielvereinbarun-
gen für eine Dauer von vier bis sechs Jahren ab. Im Vordergrund stehen ein gemeinsa-
mes Zielbild und eine mittelfristige Entwicklungsstrategie. 

Neben seiner Rolle als Mitbesteller übernimmt der Bund auch eine koordinierende Funk-
tion: Er leitet den Prozess der langfristigen Angebotsplanung der Bahn und der darauf 
beruhenden Infrastrukturentwicklung im Rahmen der Ausbauschritte des Strategischen 
Entwicklungsprogramms (STEP). Zudem nimmt der Bund beim RPV-Bestellverfahren im 
Falle von Interessenkonflikten zwischen Kantonen oder mit den Transportunternehmen 
eine Vermittlerrolle ein und ist Entscheidinstanz bei Differenzen.  

1.3. Finanzierung 

Die meisten Linien des RPV sind nicht kostendeckend. Die Nutzerinnen und Nutzer tra-
gen rund die Hälfte der Kosten im RPV. Damit diese Linien von den Transportunterneh-
men trotzdem angeboten werden, werden die gesamten geplanten ungedeckten Kosten 
der bestellten Transportleistungen des RPV mit Erschliessungsfunktion von Bund und 
Kantonen zu je 50% abgegolten. Dies entspricht einer Subventionierung von insgesamt 
über 2 Milliarden Franken pro Jahr. Davon entfallen rund zwei Drittel auf Bahnangebote, 
ein Drittel auf Busangebote und 1% auf Seilbahnen und auf die Schifffahrt. Die Bundes-
versammlung beschliesst für den Bundesanteil jeweils für vier Jahre einen Verpflich-
tungskredit. Der Bundesanteil wird aus allgemeinen Steuermitteln finanziert. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_75
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_81_a
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Die Kantonsbeteiligung variiert für die Jahre 2025-2028 zwischen 20%(GR) und 73% 
(BS) und wird auf Basis der Bevölkerungsdichte berechnet. Durch den Ausgleich der de-
mographischen Strukturunterschiede soll erreicht werden, dass der RPV seine vom Ge-
setzgeber beabsichtigte Erschliessungsfunktion auch in Kantonen mit geringerer Bevöl-
kerungsdichte und vergleichsweise grossen Verkehrsnetzen entfalten kann. Der Bund 
legt die Voraussetzungen für die minimale Wirtschaftlichkeit von Linien fest und hat die 
Möglichkeit, bei einer Nichteinhaltung der Mindestanforderungen betreffend Kostende-
ckungsgrad auf eine Mitfinanzierung von Angeboten zu verzichten. Die kantonale Fi-
nanzkraft wird bei der Verteilung der Bundesmittel seit der NFA-Reform im RPV, wie 
auch in anderen Aufgabengebieten, nicht mehr berücksichtigt. Betragsmässig kommen 
dem Kanton Bern (160 Millionen Franken pro Jahr), Graubünden (135 Millionen Franken 
pro Jahr) und Waadt (120 Millionen Franken pro Jahr) in der Periode 2025-2028 die 
meisten Bundesmittel zu. 

Kostenentwicklung 

Der Kostendeckungsgrad hatte sich in den 10 Jahren vor der Covid-Pandemie um 3 
Prozentpunkte auf rund 53% verbessert. Nach einem zwischenzeitlichen Einbruch befin-
det sich der Kostendeckungsgrad mittlerweile wieder auf dem Vorkrisenniveau. Die Ab-
geltungen vom Bund und Kantonen an den RPV nahmen in den letzten Jahren kontinu-
ierlich zu (2007-2024: Ø 2,3% p.a.). Die Zunahme ist auf den bedeutenden Angebots-
ausbau, die Finanzierung neuer Betriebsmittel und die erhöhten Anforderungen an die 
Qualität und Sicherheit zurückzuführen. Die Effizienz der Branche (Abgeltung pro Perso-
nenkilometer) konnte dank der Nachfragezunahme und den Tariferhöhungen (2013, 
2015, 2017, 2023) eher verbessert werden, hat aber aufgrund der Corona-Pandemie 
nachgelassen und das Vorkrisenniveau noch nicht wieder erreicht. Generell deuten die 
steigenden Betriebskosten und Vollkosten pro Personenkilometer darauf hin, dass im 
RPV in den vergangenen Jahren trotz steigender Nachfrage und technologischem Fort-
schritt keine wesentlichen Skalenerträge realisiert werden konnten. Die Teuerung, um-
fangreiche Erneuerungen der Betriebsmittel sowie neue Normen bzgl. Qualität und Si-
cherheit dürften hierbei auch eine Rolle gespielt haben. Zudem resultierten aufgrund 
des Nachfragewachstums und Kapazitätsengpässen auch Sprungkosten für grössere 
Gefässe und für die Angebotsverdichtung. 

1.4. Herausforderungen 

Aus Sicht der Besteller als auch aus der Sicht der Leistungserbringer trägt das beste-
hende Bestellverfahren zu einem effizienten und effektiven Service Public im RPV bei. 
Allerdings gibt es auch gewisse Vorbehalte, bspw. aufgrund der komplizierten Abgren-
zung von abgeltungsberechtigtem und nicht abgeltungsberechtigtem Verkehr. 

Das gemeinsame Bestellverfahren im RPV ist insbesondere bei interkantonalen Bahnli-
nien (60%) komplex und führt zu einem hohen Abstimmungsaufwand. Dabei wird Koor-
dinations- und Vermittlungsrolle des Bundes von den Kantonen geschätzt und auch bei 
den intrakantonalen Linien erachten die Kantone das Vieraugenprinzip mit dem Bund 
als Vorteil. Es besteht jedoch Potenzial für eine Schärfung der Aufgabenteilung; nicht 
alle Kantone nehmen ihre Aufgaben in gleichem Ausmass wahr. So besteht das Risiko, 
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dass Aufgaben unzureichend wahrgenommen werden, weil die Verantwortlichkeiten 
nicht genügend klar geregelt sind und unterschiedliche Erwartungshaltungen bestehen. 
Nicht zuletzt aufgrund der verschiedenen Subventionsfälle wurde von verschiedener 
Seite bemängelt, dass die Koordination zwischen Bund und Kantonen im Controlling 
bzw. beim System der Subventionsaufsicht verbessert werden muss. Entsprechende 
Grundsätze wurden 2023 zwischen Bund und Kantonen festgelegt und sind in Umset-
zung. Zudem laufen auch Arbeiten mit dem Ziel, das Bestellverfahren zu vereinfachen.  

Die Kostenbeteiligungen zwischen den Kantonen variieren stark. Aufgrund der gemein-
samen Finanzierung sind je nach Bundesanteil Fehlanreize für einen Angebotsaus-
bau unwirtschaftlicher Linien oder Mitnahmeeffekte (Linien würden von den Kantonen 
auch ohne Bundesbeteiligung angeboten) denkbar. Der vom Bund geforderte Mindest-
kostendeckungsgrad kann aus Sorge vor einer ausbleibenden Mitfinanzierung auch len-
kend auf die Angebotsgestaltung der Kantone wirken.  

Die Grenze von lediglich 100 Einwohnern für die Erschliessungsfunktion und einem mi-
nimalen Kostendeckungsgrad von 10% bei Bussen bzw. 20% bei Zügen und Schiffen 
führt allerdings dazu, dass der Bund auch bei sehr kleinen regionalen Bahn- oder Busli-
nien mitfinanziert. Bezogen auf den Grundsatz der Subsidiarität könnte somit die Frage 
gestellt werden, ob die Kantone nicht fähig wären, die Aufgaben des Bundes bei solch 
kleinen Linien oder auch im ganzen RPV selbst zu vollziehen. Auch das Prinzip der fis-
kalischen Äquivalenz wird nicht vollumfänglich umgesetzt, da der Bund sich finanziell 
am RPV beteiligt, ohne bei der Festlegung des Angebots eine steuernde Funktion ein-
zunehmen – abgesehen von der Festlegung der Voraussetzungen für seine Mitfinanzie-
rung. Die Abstufung der Bundesbeiträge nach Bevölkerungsdichte (Kosten der Er-
schliessungsfunktion) als Strukturkomponente steht zudem in einem gewissen Wider-
spruch zu den Zielen des NFA (Trennung von Anreiz- und Umverteilungsziel). 

Die Trennung zwischen Fern-, Regional- und Ortsverkehr ist nicht in jedem Fall trenn-
scharf abgrenzbar. Da nur der Regionalverkehr durch den Bund finanziell unterstützt 
wird, kann dies zu Fehlanreizen bei der Klassifizierung der Verkehre führen.  

Schliesslich bleibt festzuhalten, dass das System durch einen Mangel an Wettbewerb1 
sowie durch einen im internationalen Vergleich ausgeprägt hohen Anspruch an die Zu-
sammenarbeit der Transportunternehmen gekennzeichnet ist, was zu einem kundenori-
entierten und koordinierten Angebot führt. In diesem Zusammenhang zu erwähnen sind 
insbesondere die Vorgaben zur Teilnahme an nationalen und regionalen Tarifsystemen, 
an koordinierten Marketingmassnahmen oder gemeinsamer Kundeninformation an Hal-
testellen. Auch gesetzliche Rahmenbedingungen zur Gewinnverwendung, die Komplexi-
tät und Kosten für Ausschreibungen sowie die Anzahl und Struktur der Transportunter-
nehmungen spielen eine Rolle. Neben dem Einfluss der starken ÖV-Lobby könnte aber 
auch die geteilte Verantwortung und Finanzierung zwischen Bund und Kantonen die 
Anreize und Möglichkeiten für Reformen mindern.  

 
1 EFK (2021): 20570 Öffentlicher Regionaler Personenverkehr: Erkenntnisse aus der Prüftätigkeit der letzten Jahre. 
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2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat folgende Varianten diskutiert und geprüft: 

- Vollständige Dezentralisierung 

- Finanzielle Dezentralisierung  

- Funktionale Trennung nach Verkehrsträger 

 

 

 

Die Abbildung zeigt den Grad der Entflechtung des Status Quo und der Varianten. Zur 
Erläuterung: Links sind die Kantone und rechts der Bund allein zuständig (vollständige 
Entflechtung). Dazwischen handelt es sich um Verbundaufgaben mit unterschiedlicher 
Beteiligung der Kantone resp. des Bundes. 

Eine Zentralisierung wurde von der Arbeitsgruppe nicht geprüft. Aus Gründen der Subsi-
diarität und fiskalischen Äquivalenz ist eine vollständige Planung und Finanzierung des 
RPV aus Sicht der Arbeitsgruppe durch den Bund nicht sinnvoll. 

2.1. Vollständige Dezentralisierung 

2.1.1. Stossrichtung 

Die Kantone sind allein für die Finanzierung und Organisation des RPV zuständig. Die 
Kantone haben die Möglichkeit die Prozesse und Finanzierungsmechanismen selbst zu 
definieren. Die regionale Angebotskonzepte der Kantone müssen dem Bund nicht mehr 
unterbreitet werden und müssen auch die definierten Kriterien und Grundsätze nicht 
mehr erfüllen. Der Bund ist bei der Offertenprüfung sowie den Angebots- und Zielverein-
barungen mit den Unternehmen nicht mehr involviert. Aufgrund von interkantonalen Li-
nien und damit die TU nicht mit 26 unterschiedlichen Regelungen und Prozessen kon-
frontiert sind, koordinieren sich die Kantone mit einem gemeinsamen Bestellverfahren 
und wählen eine adäquate Organisationsform. Konflikte werden über eine Schlichtungs-
kommission der Kantone geregelt, der Bund agiert nicht mehr als Vermittler (oder nur im 
Ausnahmefall). 

Die Bundesgesetzgebung wird auf ein Minimum beschränkt. Der Bund behält seine 
Rolle als Regulator in den Bereichen Sicherheit, Wettbewerb & Ausschreibung und 
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Rechnungslegung. Die Verantwortung für die Konzessionsvergabe sowie für das Netz-
nutzungskonzept und die Netznutzungspläne liegt ebenfalls weiterhin beim Bund. 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Es ist keine Verfassungsänderung nötig (ausser wenn die Personenbeförderungskon-
zession an die Kantone übergehen würde Art. 92 BV). Diverse Anpassungen im PBG 
sowie nachgelagert in der VPB und ARPV. 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Ausgaben des Bundes für die ungedeckten Kosten im RPV fallen weg und werden 
im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 den Kantonen gut-
geschrieben.  

Bei einer Vertiefung dieser Variante wäre zu prüfen, ob und wie die heutigen strukturel-
len Komponenten aufgefangen werden können, um grössere Verwerfungen zwischen 
den Kantonen abzufedern. Dies könnte sowohl langfristig über einen Härteausgleich 
(vgl. bestehender Härteausgleich aus NFA-Reform) oder beispielsweise dauerhaft über 
den geografisch-topografischen Lastenausgleich erfolgen. 

Beim Bund kommt es aufgrund der wegfallenden Aufgaben zu einer administrativen Ent-
lastung. Bei den Kantonen dürfte es insgesamt zu einer administrativen Mehrbelastung 
kommen, da sie gewisse Aufgaben, die der Bund bis anhin übernommen oder unter-
stützt hat, allein erfüllen müssen. 

2.1.4. Bewertung 

Aus Sicht der Arbeitsgruppe wären die Kantone unter Vorbehalt gewisser Anpassungen 
bei den personellen Ressourcen und der Organisationsstruktur in der Lage, den RPV ei-
genständig zu steuern und zu finanzieren. Der Wegfall der strukturellen Komponenten 
der bisherigen Bundesbeteiligung im RPV müsste allerdings im Rahmen eines Lasten-
ausgleichs aufgefangen werden. Unter dieser Voraussetzung wäre das Kriterium der 
Subsidiarität bei dieser Variante besser als im Status Quo erfüllt. 

Auch die fiskalische Äquivalenz würde aus Sicht der Arbeitsgruppe verbessert, weil die 
Entscheide und Kosten des Angebots vollständig von den Kantonen getragen würden 
und auch der Nutzen primär regional anfällt. 

Möglicherweise könnten bei einer Dezentralisierung gewisse Doppelspurigkeiten abge-
baut werden, insgesamt dürfte die Effizienz aber abnehmen, wenn die Kantone zusätzli-
che Expertise und Gremien aufbauen müssen und nicht mehr auf die gebündelte Kom-
petenz und Koordinationsfunktion des Bundes zugreifen können. Dies könnte auch Aus-
wirkungen auf die Wirksamkeit der Aufgabenerfüllung im regionalen Personenverkehr 
haben. Ohne Förderung, Koordination und Expertise durch den Bund besteht das Ri-
siko, dass der regionale Personenverkehr nicht mehr im gleichen Umfang oder in der 
gleichen Qualität angeboten wird. Eine fehlende Harmonisierung oder unterschiedliche 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_92
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/680/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/739/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/609/de
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kantonale Prioritäten beim Mitteleinsatz würden insbesondere bei interkantonalen Linien 
(60% der Bahnlinien) zu Schwierigkeiten führen und die Funktionsfähigkeit sowie die 
Kohärenz des Gesamtsystems gefährden.  

Die Fehlanreize für einen Angebotsausbau werden bei einer Dezentralisierung insbe-
sondere bei Kantonen mit einem hohen Bundesanteil reduziert, da die Kantone bei ihren 
Entscheiden die vollen Kosten berücksichtigen. 

Aus Entflechtungsperspektive schneidet die Variante besser ab als der Status Quo: Ab-
hängigkeiten zwischen den Staatsebenen werden reduziert, die fiskalische Äquivalenz 
wird gestärkt und den Kantonen wird eine eigenständige Aufgabenerfüllung und Mittel-
steuerung ermöglicht. Die Sektoralvertreter von Bund und Kantonen überzeugt diese 
Variante aber nicht, insbesondere weil die Koordinations- und Vermittlerrolle des Bun-
des und die Abstimmung mit der Bahninfrastruktur geschwächt würde.  

2.2. Finanzielle Dezentralisierung 

2.2.1. Stossrichtung 

Der Bund zieht sich aus der Finanzierung des RPV zurück, die Kantone bezahlen die 
ungedeckten Kosten selbst. Die Angebotskonzepte der Kantone müssen dem Bund 
nicht mehr unterbreitet werden und müssen auch die definierten Kriterien und Grunds-
ätze nicht mehr erfüllen. Der Bund ist bei den Angebots- und Zielvereinbarungen mit 
den Unternehmen nicht mehr involviert. Der Bund bleibt operativ aber unterstützend bei 
der Organisation des RPV tätig. Er erlässt auf Wunsch der Kantone minimale Vorgaben 
zu den Offerten und zum Zeitplan und nimmt eine Koordinations- und Vermittlerrolle bei 
interkantonalen Linien ein. Die Kantone können beim Bestellverfahren zudem weiterhin 
seine Expertise in Anspruch nehmen (Offertenprüfung, Benchmarking). 

Der Bund behält seine Rolle als Regulator in den Bereichen Sicherheit, Wettbewerb & 
Ausschreibung und Rechnungslegung. Die Verantwortung für die Konzessionsvergabe 
sowie für das Netznutzungskonzept und die Netznutzungspläne liegt ebenfalls weiterhin 
beim Bund. 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf 

Es ist keine Verfassungsänderung nötig. Diverse Anpassungen im PBG sowie nachge-
lagert in der ARPV. 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Ausgaben des Bundes für die ungedeckten Kosten im RPV fallen weg und werden 
im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 den Kantonen gut-
geschrieben.  

Bei einer Vertiefung dieser Variante wäre zu prüfen, ob und wie die heutigen strukturel-
len Komponenten aufgefangen werden können, um grössere Verwerfungen zwischen 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2009/680/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/609/de
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den Kantonen abzufedern. Dies könnte sowohl langfristig über einen Härteausgleich 
(vgl. bestehender Härteausgleich aus NFA-Reform) oder beispielsweise dauerhaft über 
den geografisch-topografischen Lastenausgleich erfolgen. 

Die administrative Entlastung des Bundes dürfte gegenüber Variante 1 deutlich geringer 
ausfallen, da der Bund weiterhin operativ im RPV involviert bleibt. 

2.2.4. Bewertung 

Wie bei Variante 1 wird die Subsidiarität bei einer finanziellen Dezentralisierung gestärkt 
und Fehlanreize abgebaut. Die fiskalische Äquivalenz würde unter der Annahme, dass 
die Kantone alleine über das Angebot entscheiden und die entsprechenden Kosten tra-
gen bzw. der Bund durch seine unterstützende Rolle als Koordinator und Vermittler 
keine Zusatzkosten für die Kantone verursacht, ebenfalls gestärkt. Die Risiken in Bezug 
auf die Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung werden im Vergleich zur vollstän-
digen Dezentralisierung aber gemindert, da der Bund operativ unterstützend tätig bleibt. 
Dies wirkt sich positiv auf die Beurteilung der Variante durch die Arbeitsgruppe aus. Ins-
gesamt bevorzugen die Sektoralvertreter von Bund und Kantonen der Arbeitsgruppe 
aber den Status Quo. Die finanzpolitischen Vertreter sehen aus einer Entflechtungssicht 
hingegen Vorteile für diese Variante. 

2.3. Funktionale Trennung nach Verkehrsträger 

2.3.1. Stossrichtung 

In dieser Variante ist der Bund für die Angebotsplanung, Bestellung und Finanzierung 
des regionalen Bahnangebots zuständig. Hingegen würde das Busangebot von den 
Kantonen selbstständig geplant, bestellt und finanziert. Die Trennung von Regional- und 
Ortsverkehr würde im Busbereich damit entfallen. Der Bund würde für das Busangebote 
keine Vorgaben mehr machen und wäre bei den Angebots- und Zielvereinbarungen mit 
den TU nicht mehr involviert. Aufgrund von interkantonalen Linien und damit die TU 
nicht mit 26 unterschiedlichen Regelungen und Prozessen konfrontiert sind, koordinie-
ren sich die Kantone mit einem gemeinsamen Bestellverfahren. Bei einer Vertiefung die-
ser Variante müsste geprüft werden, wie die Koordination zwischen Bahn- und Busan-
geboten bzw. zwischen Bund und Kantonen sichergestellt wird. 

Die konzessionsrechtlichen Kompetenzen würden weiterhin beim Bund liegen. 

2.3.2. Rechtsetzungsbedarf 

Es ist keine Verfassungsänderung nötig. Anpassungen von Art. 16 und 28 EBG sowie 
nachgelagert in der ARPV. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1958/335_341_347/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2024/609/de
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2.3.3. Finanzielle Auswirkungen 

Die Ausgaben für den Busverkehr belaufen sich auf rund 30% der ungedeckten Kosten 
im RPV. Dies entspricht insgesamt rund 600 Millionen Franken. Diesen Betrag würden 
die Kantone finanzieren. Der Bund würde die Kosten vom regionalen Bahnverkehr finan-
zieren (rund 1,5 Milliarden Franken). Die Differenz zur aktuellen Kostenaufteilung würde 
dem Bund im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 gutge-
schrieben. Mehr- oder Minderausgaben beim Busangebot gehen ab Einführung des 
Systemwechsels zulasten / zugunsten der Kantone, Mehr- und Minderausgaben beim 
Bahnangebot zulasten / zugunsten des Bundes. 

Auswirkungen auf die Ressourcen für die Aufgabenerfüllung sind schwer zu beurteilen. 
Für beide Staatsebenen fallen gewisse Aufgaben weg, andere Aufgaben kommen 
hinzu.  

2.3.4. Bewertung 

In Bezug auf die Subsidiarität wird die Variante von der Arbeitsgruppe neutral einge-
schätzt. Einerseits kommt es zu einer Stärkung, weil die Kantone neu vollständig für das 
Busangebot zuständig wären. Andererseits wird die Subsidiarität durch eine alleinige 
Zuständigkeit des Bundes beim Bahnangebot geschwächt. Die verkehrspolitischen 
Steuerungsmöglichkeiten der Kantone werden dadurch eingeschränkt. Sie müssten für 
die Umsetzung ihrer Anliegen künftig beim Bund lobbyieren. 

Im Hinblick auf die fiskalische Äquivalenz stimmen die Entscheid- und Kostenträger bei 
den jeweiligen Verkehrsträgern bei dieser Variante zwar überein, da der Nutzen von 
Bahnangeboten aus Sicht der Arbeitsgruppe aber primär regional anfällt und der Bund 
diese neu vollständig finanzieren würde, führt die Variante eher zu einer Verschlechte-
rung. 

Aufgrund der klaren Zuweisung der Verantwortlichkeiten nach Verkehrsträgern können 
möglicherweise gewisse Doppelspurigkeiten zwischen Bund und Kantonen abgebaut 
werden. Der Abstimmungsbedarf zwischen Bund und Kantonen bei der Angebotspla-
nung von Bahn und Bus könnte im Gegenzug aber zu Ineffizienzen und Konflikten füh-
ren. Eine fehlende bzw. ungenügende Abstimmung könnte zudem die Effektivität im re-
gionalen Personenverkehr schwächen. 

Aufgrund der unterschiedlichen Finanzierungsverantwortung besteht ein Risiko für Fehl-
anreize und Kostenabwälzungen von einer auf die andere Staatsebene. Beim Ent-
scheid, welches Verkehrsmittel eingesetzt wird, wäre möglicherweise nicht mehr die 
Wirtschaftlichkeit ausschlaggebend, sondern wer die Kosten trägt. Zudem könnten die 
Forderungen der Kantone nach einem Ausbau des Angebots zunehmen, da sie den 
Bahnverkehr nicht mehr mitfinanzieren (vgl. Fehlanreize BIF).  

Diese Variante überzeugt die Arbeitsgruppe weniger als der Status Quo, da die getrenn-
ten Zuständigkeiten neue Abhängigkeiten und Fehlanreize schaffen.  
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3. Würdigung und Empfehlungen 

Aus sektoraler Sicht funktioniert die Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im 
regionalen Personenverkehr grundsätzlich gut und trägt zu einer effizienten und effekti-
ven Aufgabenerfüllung bei. Die Sektoralvertreter von Bund und Kantonen sprechen sich 
deshalb für die Beibehaltung des Status Quo aus.  

Aus einer Entflechtungssicht sehen die finanzpolitischen Vertreter ein Potenzial für eine 
vertiefte Prüfung der Variante «finanzielle Dezentralisierung». Diese würde die Möglich-
keit bieten, finanzielle Abhängigkeiten zwischen Bund und Kantonen zu reduzieren und 
allfällige Fehlanreize abzubauen. Gleichzeitig würde der Bund operativ unterstützend tä-
tig bleiben und die Koordination und Vermittlung im RPV gewährleisten. Die Arbeits-
gruppe empfiehlt deshalb beide Optionen in einer zweiten Phase weiterzuverfolgen. 

Die Arbeitsgruppe empfiehlt die ebenfalls geprüften Varianten «vollständige Dezentrali-
sierung» und «Funktionale Trennung nach Verkehrsträger» nicht weiterzuverfolgen, da 
diese Varianten die Funktionsfähigkeit und Kohärenz des Gesamtsystems gefährden.  

 


